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Suche nach Formel für eine gemeinsame Ukraine-Politik

Die Krise um die 
Halbinsel Krim  
war lange schon 
absehbar, sie ist 

keine Überraschung. 
Werner Weidenfeld

„

“

Wir müssen davon 
ausgehen, dass die 
Lage in der Ukraine 
zu einer Abspaltung 

der Krim führen kann. 
Martin Schulz

„

“

Sanktionen können 
helfen. Märkte haben 
eine bemerkenswerte 
Kraft, Verhältnisse  

zu verändern. 
Lee A. Brudvig

„

“

Es gibt keine 
 Gleichberechtigung 

mit den USA, es gibt 
keine Begegnung  
auf Augenhöhe. 

Hans-Christian Ströbele 

„

“

Die Krim-Krise würde eine gemeinsame Politik 
des Westens erfordern – doch das Vertrauen 
Europas in die USA ist durch die NSA-Affäre 

erschüttert. Und auch beim transatlantischen 
Freihandelsabkommen spießt es sich noch sehr.

die EU-Spitzenpolitiker: „Die Kri-
se war lange schon absehbar. Das 
sind alles keine Überraschungen; 
so wie es keine Überraschung sein 
wird, wenn in zwei bis drei Jahren 
Saudi-Arabien zum brisanten 
Thema wird. Es wurde verab-
säumt, im Vorfeld zu reagieren.“  

An die Wirkung von Sanktio-
nen, die die USA bereits in die 
Wege geleitet haben und denen 
nun die EU folgen dürfte (Seite 3), 
glaubt jedenfalls der in Österreich 
akkredidierte US-Gesandte Lee A. 
Brudvig: „Freilich, es gäbe eine 
militärische Option, aber diese ist 
eben nur eine von mehreren Mög-
lichkeiten. Sanktionen können 
helfen: Märkte haben eine bemer-
kenswerte Kraft, Verhältnisse zu 
verändern.“ Und mit fortschrei-
tender Dauer würde der Druck auf 
die Führung in Moskau wachsen 
und zu Ergebnissen führen.  

Plädoyer für die Uno 
Hans-Christian Ströbele, grü-

nes Urgestein im Deutschen Bun-
destag, übte Kritik am Vergleich 
der Lage auf der Krim mit jener im 
Kosovo in den 1990er-Jahren. Da-
mals sei der Nato ein Machtraum 
gegeben worden. „Hier muss aber 
nicht die Nato ran, sondern die 
Uno.“ Die Allianz sei nicht der ge-
eignete Player in der Ukraine.  

Sanktionen gegen Russland haben Folgen für EU 

Gianluca Wallisch 

Völlig ausgeschlossen, dieser 
Tage von Europa zu spre-
chen, ohne schon im ersten 

Atemzug die Ukraine zu erwäh-
nen – und so war es auch am Sonn-
tag im Wiener Burgtheater.  

Vor praktisch ausverkauftem 
Haus fanden die Diskutanten der 
Reihe „Europa im Diskurs“ – ver-
anstaltet vom Standard gemein-
sam mit dem Haus am Ring, dem 
Institut für die Wissenschaften 
vom Menschen (IWM) und der 
Erste Stiftung – sehr schnell zu 
einer einheitlichen Haltung 
gegenüber der Politik von Russ-
lands Präsident Wladimir Putin: 
„Das hier ist ein offener Bruch des 
Völkerrechts, ein Angriff auf die 
Souveränität eines unabhängigen 
Staates“, hielt EU-Parlamentsprä-
sident Martin Schulz fest. „Wir 
müssen davon ausgehen, dass die 
Lage in der Ukraine zu einer Ab-

spaltung der Krim führen kann.“ 
Dagegen müsse vorgegangen wer-
den; freilich nicht mit Androhung 
von Waffengewalt, sondern mit 
Strafmaßnahmen, die Russland 
wirtschaftlich unter Druck setzen.  

Der deutsche SP-Politiker 
 forderte gleichzeitig von den EU-
Entscheidungsträgern Ehrlichkeit 
gegenüber den eigenen Bürgern: 
Sie hätten ein Recht zu erfahren, 
dass die Sanktionen Auswirkun-
gen auch auf ihr persönliches Le-
ben haben können – nämlich stei-
gende Energiepreise infolge redu-
zierter Versorgungssicherheit. 

Dem pflichtete Werner Weiden-
feld bei: „Ja, dann kann es sein, 
dass es finster wird bei uns. Will 
das die EU-Bevölkerung über-
haupt?“, fragte er in Anspielung 
auf Europas Abhängigkeit von 
 russischem Erdöl und Erdgas. Der 
deutsche Politologe und ehemali-
ge USA-Berater von Kanzler Hel-
mut Kohl kritisierte gleichzeitig 

Der Bemerkung Brudvigs, die 
Krim-Krise habe die USA und 
Europa wieder zueinander ge-
führt, wurde auf dem Podium eher 
nicht geteilt. „Wir Europäer sind 
kein gleichberechtigter Partner 
der USA“, analysierte Schulz in 
einer phasenweise sehr lebhaften 
Diskussion; vor allem, als die 
Sprache auf das Zitat „Fuck the 
EU“ kam: So hatte die US-ameri-
kanische EU-Staatssekretärin Vic-
toria Nuland in einem privaten 
Telefonat die Performance Brüs-
sels in der Ukraine-Krise gewertet. 
Brudvig versuchte das Zitat zu 
entkräften: Nuland sei damals ab-
gehört worden, es habe sich um 
eine private Unterhaltung gehan-
delt, da spreche man emotionaler  
und direkter als in einer offiziel-
len Situation.  

Damit lieferte der US-Diplomat 
ein gutes Stichwort: das Ausspio-
nieren europäischer Bürger – bis 
hin zu Spitzenpolitikern – durch 
den US-Geheimdienst NSA. Wei-
denfeld gab sich überraschend 
USA-kritisch: Washington sei ver-
antwortlich für die Entwicklung 
einer „Vertrauensvernichtungs-
maschinerie“ und behandle Euro-
pa selektiv, je nach aktueller Inter -
essenlage. Das Spektrum reiche 
dabei von fester, freundschaftli-
cher Umarmung („Ich hatte oft 

Angst um meine Rippen!“) bis hin 
zu kaum verhüllter Drohung. „Die 
USA tun sich leichter, ihre Inter -
essen zu formulieren und zu ver-
folgen, als die EU. In den Augen 
der Amerikaner sind wir viel zu 
soft.“ 

Ströbele, Mitglied des Kontroll-
gremiums des Deutschen Bundes-
tags für Geheimdienste, warf den 
USA auch heute noch „Lügen“ vor 
– also auch nach der Ankündigung 
von Präsident Barack Obama, die 
Allierten künftig nicht mehr zu 
belauschen. „Es gibt keine Gleich-
berechtigung, es gibt keine Begeg-
nung auf Augenhöhe. Hier muss 
ein Schlussstrich gezogen wer-
den.“ Dem Ex-Geheimdienstmit-
arbeiter Edward Snowden – Strö-
bele hatte ihn im Herbst 2013 in 
Moskau getroffen – könnte eine 
wichtige Rolle bei der Wahrheits-
findung zukommen; nämlich 
dann, wenn die USA nichts zur 
weiteren Aufklärung beitragen.  

Kritik an Handelsabkommen  
Zurückhaltung herrschte auf 

europäischer Seite auch in der Be-
wertung des geplanten transatlan-
tischen Freihandelsabkommens 
TTIP: Ströbele sah darin eine Ge-
fahr für die Errungenschaften des 
europäischen Rechtsstaates, und 
auch Schulz gab sich alles andere 
als begeistert: „Man hat mit zu hei-
ßer Nadel gestrickt.“ Es sei nun 
sehr deutlich, wie weit die Positio-
nen auseinanderliegen, und er 
habe Sorge, dass mit einem ra-
schen Abschluss EU-Standards 
unterminiert würden: „Vorerst 
keinen Schritt weiter.“  

Brudvig hingegen sah mehrere 
Schritte nach vorn und dann wie-
der einige zurück, aber insgesamt 
eine „Bewegung vorwärts“. Diese 
werde es nur geben, wenn die 
TTIP-Verhandlungen zur „Chef-
sache“ erklärt werden, konterte 
Weidenfeld. Sind also die EU und 
die USA näher zusammenge-
rückt? Wohl kaum, eine Annähe-
rung sieht anders aus. Anhand der 
Krim-Krise wird sich aber später 
einmal ablesen lassen, ob sie nicht 
doch noch gelang. 
 W24 sendet eine TV-Aufzeichnung  
 am Montag, 24. März 2014 (22.50 Uhr).

„Driften Europa und die USA auseinander?“ Die Diskutanten gaben darauf Antworten anhand der Beispiele Ukraine, NSA und Freihandelsabkommen TTIP.  Fotos: Matthias Cremer


